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Deutscher Bundestag 


Zwischenbericht 

über den Vollzug des Gesetzes zum Schutz 
gegen Fluglärm vom 30. März 1971 (BGBl. I S. 282) 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 87. Sitzung 
am 16. Dezember 1970 die Bundesregierung in einer 
Entschließung ersucht, 

a) bis zum 1. Oktober 1972 dem Bundestag einen 
Bericht über die Erfahrungen vorzulegen, die sich 
aus der Anwendung des Gesetzes zum Schutz 
gegen Fluglärm ergeben haben. Der Bericht soll 
insbesondere die Auffassungen und Stellung- 
nahmen der vom Fluglärm betroffenen Bevölke- 
rung und Gemeinden sowie der Flugplatzhalter 
und der Luftfahrzeughalter wiedergeben. Die aus- 
ländischen Erfahrungen mit Gesetzen gegen den 
Fluglärm sollen in diesem Bericht vergleichend 
betrachtet und ausgewertet werden, 

b) gegebenenfalls den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes zum 
Schutz gegen Fluglärm vorzulegen. 

Das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm vom 
30. März 1971 (BGBL I S. 282) hat der Bundesregie- 
rung eine Reihe neuartiger, schwieriger und auf- 
wendiger Aufgaben auferlegt. Die Bundesregierung 
hat ohne Verzug mit der Erledigung dieser Auf- 
gaben begonnen. Trotz äußerster Anspannung der 
personellen Kräfte konnten die Arbeiten noch nicht 
zum Abschluß gebracht werden, so daß das Gesetz in 
wesentlichen Teilen bislang nicht vollzogen ist. Aus 
diesem Grund ist es nicht möglich, zu dem in der 
Entschließung vorgesehenen Zeitpunkt einen Er- 
fahrungsbericht und einen Novellierungsvorschlag 
vorzulegen. 

Angesichts der großen Bedeutung, die dem Vollzug 
des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm zukommt, 
hält es die Bundesregierung für geboten, den Deut- 
schen Bundestag durch einen Zwischenbericht über 
den Stand der Arbeiten zu unterrichten. Der ver- 
langte Erfahrungsbericht wird vorgelegt werden, 
nachdem das Gesetz vollzogen worden ist und aus- 
reichende Erkenntnisse und Erfahrungen gewonnen 
werden konnten. Dann wird die Bundesregierung 
auch zur Frage einer Gesetzesnovellierung Stellung 
nehmen. 

Dieser Zwischenbericht gibt Auskunft über den 
Stand des Gesetzesvollzugs in folgenden Bereichen: 

— Festsetzung von Lärmschutzbereichen an zivilen 
und militärischen Flugplätzen, 

— Bestimmung der baulichen Schallschutzanforde- 
rungen, 

— Schaffung von Gremien zur Beratung der zustän- 
digen Behörden, 

— Einrichtung von Geräuschmeßanlagen an Ver- 
kehrsflughäfen. 

1. Die Festsetzung von Lärmschutzbereichen an 
Verkehrsflughäfen, die dem Fluglinienverkehr 
angeschlossen sind, und an militärischen Flug- 


plätzen, die dem Betrieb von Flugzeugen mit 
Strahltriebwerken zu dienen bestimmt sind, 
bildet das Kernstück des Fluglärmgesetzes. Die 
Bundesregierung mißt daher diesem Teil des 
Gesetzesvollzugs besonders hohe Bedeutung zu. 
Gerade dieser Teil der Arbeiten hat sich als 
äußerst schwierig erwiesen. Angesichts der ein- 
schneidenden rechtlichen und wirtschaftlichen 
Folgen der Entscheidung, ob ein bestimmtes 
Grundstück in der Umgebung der um 50 vom 
Gesetz erfaßten Flugplätze zum Lärmschutz- 
bereich gehört, ob es in der Schutzzone 1 oder 
der Schutzzone 2 liegt, muß bei der Festsetzung 
der Lärmschutzbereiche ein hohes Maß an Ge- 
nauigkeit und Gleichmäßigkeit beachtet werden. 
Die Aufgabe wird dadurch besonders erschwert, 
daß nicht die aktuelle Geräuschsituation in der 
Umgebung der Flugplätze zugrunde zu legen ist. 
Entscheidend für Form und Größe der Lärm- 
schutzbereiche ist vielmehr der äquivalente 
Dauerschallpegel „unter Berücksichtigung von 
Art und Umfang des voraussehbaren Flug- 
betriebs auf der Grundlage des zu erwartenden 
Ausbaus des Flugplatzes" (§ 3 des Gesetzes), also 
eine Lärmbelastung, wie sie für die Zukunft 
erwartet wird. Da keine zu messende Geräusch- 
situation, sondern eine rechnerisch zu ermitteln- 
de, die zukünftige Entwicklung einschließende 
Situation maßgeblich ist, mußte folgender auf- 
wendige und zeitraubende Weg beschritten 
werden: 

1. Wissenschaftliche Untersuchung durch ein Ex- 
pertengremium, welche Einzeldaten für die 
Lärmbelastung in der Umgebung eines Flug- 
platzes relevant sind. 

2. Darstellung und verbindliche Festlegung der 
relevanten Daten in einem Datenerfassungs- 
system durch die beteiligten Bundesminister. 

3. Einholung der konkreten Daten nach Maß- 
gabe des Datenerfassungssystems durch den 
Bundesminister für Verkehr und den Bundes- 
minister der Verteidigung. 

4. Errechnung der Lärmschutzbereiche aus den 
eingeholten Daten nach Maßgabe eines von 
den beteiligten Bundesministern festgelegten 
Rechen verf ahrens . 

5. Erlaß der Rechtsverordnungen zur Festsetzung 
der Lärmschutzbereiche durch die beteiligten 
Bundesminister mit Zustimmung des Bundes- 
rates. 

Der erste Abschnitt des Weges begann schon vor 
dem Inkrafttreten des Fluglärmgesetzes mit der 
Auswahl einer Gruppe besonders qualifizierter 
Wissenschaftler. Im April 1971 erteilte dann der 
Bundesminister des Innern den Wissenschaftlern 
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den Auftrag, die für die Lärmbelastung im Sinne 
des Gesetzes relevanten Einzeldaten zu ermitteln 
und im Entwurf eines Datenerfassungssystems 
darzustellen. Ende Januar 1972 legte das Ex- 
pertengremium das Ergebnis seiner V4jährigen, 
intensiven Forschungsarbeit vor. In den folgen- 
den drei Monaten überarbeiteten die beteiligten 
Bundesminister den Entwurf des Datenerfas- 
sungssystems, stimmten ihn untereinander so- 
wie mit den für den Immissionsschutz zustän- 
digen obersten Landesbehörden und den ober- 
sten Luftfahrtbehörden der Länder ab und legten 
das Datenerfassungssystem verbindlich fest. An- 
fang Mai begann der 3. Abschnitt mit der Ein- 
leitung der Dateneinholung für Verkehrsflug- 
häfen durch den Bundesminister für Verkehr. 

Die Besonderheiten des militärischen Flug- 
betriebs verlangten eine Modifizierung des Da- 
tenerfassungssystems, wie es Ende April 1972 
festgelegt wurde. Anfang Mai begann ein Wis- 
senschaftler im Auftrag des Bundesministers des 
Innern einen modifizierten Entwurf zu erarbeiten. 
Der Anfang Juli vorgelegte Entwurf wurde von 
den beteiligten Bundesministern überarbeitet 
und den zuständigen obersten Landesbehörden 
zur Stellungnahme zugeleitet. Nach der verbind- 
lichen Festlegung des modifizierten Datenerfas- 
sungssystems durch die beteiligten Bundesmini- 
ster begann der Bundesminister der Verteidigung 
Anfang September mit der Einholung der Daten 
für die militärischen Flugplätze. 

Sogleich nach Eingang der Daten wird der Bun- 
desminister des Innern die Lärmschutzbereidie 
mit Hilfe von Sachverständigen errechnen lassen. 
Die Berechnung wird sich unter Heranziehung 
von EDV-Anlagen nach einer „Anleitung zur 
Berechnung“, die nahezu fertiggestellt ist und die 
Reproduzierbarkeit der Rechenergebnisse ge- 
währleistet, vollziehen. Da ein wesentlicher Teil 
der erforderlichen allgemeinen Programme be- 
reits den Anlagen eingegeben ist, dürfte der Zeit- 
aufwand für diesen Abschnitt relativ gering sein. 
Schließlich werden die Ergebnisse in die im 
übrigen vorbereiteten Rechtsverordnungsent- 
würfe eingefügt werden. Die Verantwortung für 
die kartographische Darstellung der Lärmschutz- 
bereiche hat das Institut für Angewandte Geo- 
däsie in Zusammenarbeit mit den Landesver- 
messungsämtern übernommen. 

Bis wann die Rechtsverordnungen über die Fest- 
setzung der Lärmschutzbereiche in Kraft treten 
können, läßt sich noch nicht genau sagen. 

2. Nach dem Fluglärmgesetz ist die Bundesregie- 
rung gehalten, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Schallschutzanforde- 
rungen unter Beachtung des Standes der Schall- 
schutztechnik im Hochbau festzusetzen, denen 
bauliche Anlagen zum Schutz ihrer Bewohner vor 
Fluglärm unter bestimmten Voraussetzungen 
genügen müssen. Auch hier müssen neueste tech- 
nisdie Erkenntnisse für eine sachgerechte An- 
wendung in der Praxis aufbereitet werden. Der 
Bundesminister für Städtebau und Wohnungs- 


wesen hat einen Referentenentwurf einer ent- 
sprechenden Verordnung vorgelegt, der zur Zeit 
eingehend mit den beteiligten Bundesministerien 
und den für das Bauwesen zuständigen Landes- 
ressorts beraten wird. Der Geltungsbereich der 
zu erlassenden Rechtsverordnung über die 
Schallschutzanforderungen ist durch das Flug- 
lärmgesetz geregelt. Er ist beschränkt auf die 
durch Rechtsverordnung festzusetzenden Lärm- 
schutzbereiche. Insoweit besteht ein Zusammen- 
hang zwischen der Rechtsverordnung über die 
Schallschutzanforderungen und den Rechtsverord- 
nungen über die Festsetzung von Lärmschutz- 
bereichen. Die Bundesregierung wird dafür Sorge 
tragen, daß die Rechtsverordnung über Schall- 
schutzanforderungen spätestens dann erlassen 
werden wird, wenn die ersten Lärmschutz- 
bereiche festgesetzt werden. 

3. Das Fluglärmgesetz sieht vor, daß für jeden Ver- 
kehrsflughafen, für den ein Lärmschutzbereich 
festzusetzen ist, eine Kommission zur Beratung 
der Genehmigungsbehörde über Maßnahmen zum 
Schutz gegen Fluglärm gebildet wird. Dieser 
Gesetzesauftrag ist im wesentlichen erfüllt. An 
den Flughäfen Bremen, Düsseldorf, Frankfurt, 
Hamburg, Köln-Bonn, München, Nürnberg und 
Stuttgart sind Kommissionen eingerichtet wor- 
den. Die Kommissionen an den Verkehrsflug- 
häfen Hannover und Saarbrücken werden vor- 
aussichtlich bis Mitte Oktober 1972 konstituiert 
sein. 

Nach dem Fluglärmgesetz ist bei dem Bundes- 
minister des Innern und dem Bundesminister für 
Verkehr ein Beratender Ausschuß zu bilden, der 
vor Erlaß bestimmter Rechtsverordnungen und 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften gehört 
werden muß. Unverzüglich nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzes haben der Bundesminister 
des Innern und der Bundesminister für Verkehr 
die grundsätzlichen Fragen der Besetzung und 
Geschäftsführung des Beratenden Ausschusses 
abgestimmt und die Berufung der Mitglieder in 
die Wege geleitet. Verzögerungen haben sidi 
u. a. daraus ergeben, daß die Kommissionen, die 
nach dem Gesetz im Beratenden Ausschuß ver- 
treten sein sollen, noch nicht überall konstituiert 
sind. Wie oben dargelegt, wird dieser Mangel 
voraussichtlidi im Oktober behoben werden, so 
daß dann der Beratende Ausschuß im November 
konstituiert werden kann. 

4. Das Fluglärmgesetz hat für die Unternehmer von 
Verkehrsflughäfen, die dem Fluglinienverkehr 
angeschlossen sind, die Verpflichtung begründet, 
auf dem Flughafen und in dessen Umgebung An- 
lagen zur fortlaufend registrierenden Messung 
der durch die an- und abfliegenden Lutffahr- 
zeuge entstehenden Geräusche einzurichten und 
zu betreiben. Diese Verpflichtung ist erfüllt an 
den Flughäfen Düsseldorf, Frankfurt, München 
und Stuttgart. Zur Zeit werden die Meßanlagen 
an den Flughäfen Bremen, Ham.burg, Hannover, 
Köln/Bonn, Nürnberg und Saarbrücken vorbe- 
reitet. Die Anlagen können am Flughafen Ham- 
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bürg noch in diesem Jahre in Betrieb genommen 
werden. An den anderen Flughäfen werden die 
Meßanlagen im Laufe des nächsten Jahres errich- 
tet werden. 

Zusammenfassend ist festzustellen: Die Anwendung 
des Fluglärmgesetzes führt weit in wissenschaftlich- 
administratives Neuland hinein. Sie stellt Anforde- 
rungen an alle beteiligten Stellen, wie dies bei 
anderen Gesetzen kaum der Fall ist. Die Bundes- 


regierung hat die neuen Aufgaben nach einer klaren 
Gesamtkonzeption entschlossen in Angriff genom- 
men und sie im Bewußtsein, für eine rasche, aber 
auch wissenschaftlich und rechtlich einwandfreie 
Erfüllung des Gesetzesauftrags verantwortlich zu 
sein, mit großem Nachdruck vorangetrieben. Sie 
wird mit gleichem Nachdruck Weiterarbeiten, damit 
das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm sobald wie 
möglich seine volle Wirkung erlangen kann. 
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